
Lage ist, ihren angemessenen Lebensbedarf weitgehend 
zu befriedigen. Demzufolge kann nur in Frage kom
men, ihre wirtschaftliche Situation durch einen Unter
haltsbeitrag zu verbessern. Deshalb ist der von ihr be
gehrte Unterhalt von 250 M bei weitem überhöht. Er 
wäre nur dann gerechtfertigt, wenn sie kein eigenes 
Einkommen hätte und in vollem Umfange auf die Lei
stungen des Klägers angewiesen wäre. Andererseits ist 
für die Unterhaltshöhe die Leistungsfähigkeit des Klä
gers zu beachten. Das Bezirksgericht ist insoweit unter 
Einbeziehung der Rente und unter Beachtung dessen, 
daß im Arbeitseinkommen des Klägers auch Zuschläge 
enthalten sind, die bei der Unterhaltszahlung im allge
meinen nicht anrechnungsfähig sind, von einem monat
lichen Nettoeinkommen von 1 000 M ausgegangen. Bei 
diesem Einkommen ist der Kläger ohne weiteres in der 
Lage, der Verklagten Unterhalt zu gewähren. Das gilt 
auch dann, wenn berücksichtigt wird, daß in dem ange
führten Betrag seine Rente von 554 M enthalten ist. 
Insofern ist zu seinen Gunsten die Tatsache anzuer
kennen, daß er als Rentner weiterhin arbeitet, weshalb 
es gerechtfertigt ist, seine eigenen Lebensverhältnisse 
in einem weitergehenden Maße zu beachten, als das 
sonst üblich ist.
Wenn das Bezirksgericht bei den gegebenen Verhältnis
sen die Höhe des Unterhaltsbeitrags auf monatlich 
100 M bemessen hat, ist das nicht zu beanstanden. Al
lerdings ist dem Bezirksgericht nicht in der zeitlichen 
Begrenzung der Unterhaltsdauer auf ein Jahr zu fol
gen.
Vielfach ist die Unterhaltszahlung auf einen festen 
Zeitraum zu bestimmen, der sich nach § 29 Abs. 1 FGB 
bis zu zwei Jahren erstrecken kann. Die zeitliche Be
grenzung wird in der Regel immer dann in Frage kom
men, wenn von dem unterhaltsberechtigten Ehegatten 
zu erwarten ist, daß er nach Ehescheidung wieder eine 
Arbeit aufnimmt und damit in Zukunft in der Lage 
sein wird, sich durch eigenes Einkommen zu unterhal
ten. Unter dieser Voraussetzung dient ihm der Unter
halt dazu, sich auf die veränderten wirtschaftlichen 
Verhältnisse nach der Ehescheidung einzustellen und 
ihm einen Übergang von den bisherigen Lebensverhält
nissen bei bestehender Ehe, die durch die wirtschaft
liche Situation der gesamten Familie bestimmt waren, 
zu einem seinem eigenen Einkommen und seinen Lei
stungen angemessenen Lebensniveau zu ermöglichen 
(vgl. OG, Urteil vom 10. März 1960 — 1 ZzF 54/59 — NJ 
1960 S. 657; OG, Urteil vom 25. Mai 1967 - 1 ZzF 7/67 - 
NJ 1967 S. 612).
Anders ist die Lage allerdings dann, wenn einem Ehe
gatten Unterhalt zu gewähren ist, der, bedingt durch 
sein Alter oder eine voraussichtlich andauernde Er
werbsunfähigkeit, auch in Zukunft nicht in der Lage 
sein wird, sich selbst zu unterhalten. Unter dieser Vor
aussetzung hat der Unterhalt nicht den Charakter eines 
Überbrückungsgeldes. Vielmehr tritt, wenn bereits bei 
Ehescheidung die Fortdauer der Unterhaltsbedürftig
keit erkennbar ist, der Charakter einer andauernden 
materiellen Unterstützung durch den geschiedenen Ehe
gatten in den Vordergrund. Für diese Fälle sieht § 29 
Abs. 2 FGB die Möglichkeit einer unbefristeten Zah
lung vor.
Im vorliegenden Verfahren hätte das Bezirksgericht er
kennen müssen, daß die Verklagte, nachdem sie das 
allgemeine Rentenalter für Frauen erreicht hat und 
bereits vorher Invalidenrentner war, nicht wieder be
rufstätig sein wird. Deshalb war ihr Antrag, ihr für 
unbegrenzte Zeit Unterhalt zuzubilligen, gerechtfertigt, 
sofern eine unbefristete Unterhaltszahlung gemäß § 29 
Abs. 2 FGB unter Berücksichtigung aller Umstände für 
den Kläger zumutbar ist. Die Zumutbarkeit begründet

sich bei dem gegebenen Sachverhalt aus denselben Um
ständen, die auch für den Unterhaltsanspruch selbst 
mitbestimmend waren, nämlich aus der langen Dauer 
der Ehe und der derzeitigen günstigen wirtschaftlichen 
Lage des Klägers.
Bei der erneuten Entscheidung wird das Bezirksgericht 
der Verklagten deshalb in Übereinstimmung mit ihrem 
Antrag unbefristet Unterhalt zuzusprechen haben.
In der erneuten Verhandlung hat das Bezirksgericht 
auch zu ermitteln, wie hoch die Rente ist, die die Ver
klagte bekommt, nachdem die Mindestrenten auf Grund 
des Gemeinsamen Beschlusses des Zentralkomitees der 
SED, des Bundesvorstandes des FDGB und des Mini
sterrates der DDR vom 27. April 1972 über sozialpoliti
sche Maßnahmen in Durchführung der auf dem 
VIII. Parteitag beschlossenen Hauptaufgabe und der 
dazu ergangenen 2. VO über die Gewährung und Be
rechnung von Renten der Sozialversicherung vom
10. Mai 1972 (GBl. II S. 306) allgemein erhöht worden 
sind. Die Rentenerhöhung wird in Übereinstimmung 
mit dem Anliegen des sozialistischen Staates, die Le
benslage aller Werktätigen kontinuierlich zu verbes
sern und entsprechend den gesellschaftlichen Möglich
keiten auch die wirtschaftlichen Verhältnisse der Rent
ner günstiger zu gestalten, uneingeschränkt der Ver
klagten zugute kommen müssen, wenn ihre Rente nur 
200 M oder wenig darüber beträgt (vgl. OG, Urteil vom
3. August 1971 - 1 ZzF 10/71 - NJ 1971 S. 687). Sie wird 
deshalb für die Höhe des Unterhaltsbetrags, den der 
Kläger zu zahlen hat, ohne Einfluß sein. Sollte die 
Verklagte allerdings eine ah der oberen Grenze lie
gende Erhöhung ihrer Rente bekommen, wäre es ge
rechtfertigt, die Unterhaltshöhe etwas geringer zu be
messen.

§§19 Abs. 1, 20 Abs. 1, 25 Abs. 1 FGB; OG-Richtlinie 
Nr. 18.
Bedarf ein Kind infolge längerer Krankheit oder einer 
psychisch nicht normalen Entwicklung einer über das 
übliche Maß hinausgehenden Pflege, Betreuung und 
Erziehung, die mit einem erhöhten finanziellen Auf
wand verbunden ist, so kann es gerechtfertigt sein, den 
Unterhaltsverpflichteten zu einem höheren Unterhalts- 
beitrag zu verurteilen, als es die Richtsätze der OG- 
Richtlinie Nr. 18 vorsehen.
Ein erhöhter finanzieller Aufwand kann auch darin 
bestehen, daß die über das übliche Maß hinausgehende 
Pflege, Betreuung und Erziehung vom Erziehungs
berechtigten selbst wahrgenommen wird, dieser wegen 
der damit verbundenen Belastungen nur eine Teil
beschäftigung ausüben kann und deshalb ein vermin
dertes Arbeitseinkommen hat.
BG Neubrandenburg, Urt. vom 5. Juli 1971 — 2 BF 17/71.

Das Kreisgericht hat die Ehe der Parteien geschieden 
und das Erziehungsrecht für die gemeinsamen Kinder 
Heide und Henrik der Klägerin übertragen. Der Ver
klagte wurde verurteilt, für das Kind Heide einen 
monatlichen Unterhalt von 105 M bis zur Vollendung 
des 12. Lebensjahres und danach von 125 M sowie für 
das Kind Henrik einen monatlichen Unterhalt von 
140 M bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres und da
nach von 165 M zu zahlen. Dabei ging das Kreisgericht 
davon aus, daß der Verklagte ein monatliches Netto
gehalt von 902,70 M erhielt und keine weiteren Unter
haltsverpflichtungen hat.
Der Unterhalt für das Kind Heide wurde gemäß den 
Richtsätzen der OG-Richtlinie Nr. 18 festgesetzt. Bei 
der Bemessung des Unterhalts für das Kind Henrik 
berücksichtigte das Kreisgericht, daß dieses Kind auf 
Grund seiner zurückgebliebenen geistigen Entwicklung 
erhöhter Betreuung und Pflege bedarf, so daß sich die 
Klägerin mit dem Kind besonders intensiv beschäftigen


